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Remscheid: Politische Unterstützung für
queere Jugendangebote gefordert

SPD, FDP und Grüne fordern vor dem CSD in Remscheid
mehr dauerhafte Angebote für queere Jugendliche und

deren Finanzierung.
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In Remscheid setzt sich eine Koalition aus SPD, FDP und Grünen
dafür ein, dass die Belange queerer Jugendlicher stärker in den
Fokus gerückt werden. Den Initiatoren ist es wichtig, dass vor
dem bevorstehenden Christopher Street Day Ende September
politische Zusicherungen getroffen werden, um konkrete
Angebote für die LGBTQ-Jugend zu schaffen. Diese Forderung ist
Teil eines Antrags, der heute im Jugendhilfeausschuss behandelt
wird.

Die Diskussion über die Unterstützung von queeren Jugendlichen
ist nicht neu, doch die Dringlichkeit, nachhaltige Lösungen zu
finden, hat in den letzten Jahren zugenommen. In den
Jugendzentren „Die Welle“ und „Kraftstation“ wurden bereits
Maßnahmen ergriffen, um einen sicheren Raum für LGBTQ-
Jugendliche zu schaffen. Die bisherigen Angebote, die auf
Projektmittel des Präventionsbudgets angewiesen sind, stehen
jedoch nur für einen begrenzten Zeitraum zur Verfügung. Dies
führt zu Unsicherheiten in der Planung und Umsetzung
langfristiger Projekte.

Dringender Handlungsbedarf

Die Teilnehmer an den Initiativen berichten von persönlichen



Erfahrungen und der Notwendigkeit, einen Ort zu haben, wo
man frei sein kann. „Es ist wichtig, dass diese Jugendangebote
nicht nur sporadisch, sondern kontinuierlich umgesetzt werden“,
sagt Sven Wolf, der SPD-Landtagsabgeordnete für die Städte
Remscheid und Radevormwald. Er und seine Koalitionspartner
betonen, dass es nicht ausreicht, nur einmalige Aktionen zu
planen. Vielmehr müsse der Einsatz für queere Jugendliche zum
selbstverständlichen Bestandteil der Jugendförderung werden.

Ein zentraler Punkt des Antrags besteht darin, dass die
bestehenden Angebote in den Jugendförderplan aufgenommen
werden. Dadurch wird eine dauerhafte Finanzierung in Aussicht
gestellt, die es ermöglichen soll, die Projekte über die
ursprünglich vorgesehenen zeitlichen Rahmen hinaus
fortzuführen. Das Ziel ist es, eine Umgebung zu schaffen, in der
sich Jugendliche wohlfühlen und ihre Identität ohne Angst vor
Diskriminierung leben können.

Politische Unterstützung und der Weg nach
vorn

Die Unterstützung von politischer Seite wird als entscheidend
angesehen, um die notwendigen Ressourcen für diese
Programme zu sichern. SPD, FDP und Grüne haben daher klare
Zusagen gefordert, um zu gewährleisten, dass die Angebote
nicht nur bestehen, sondern auch ausgebaut werden. „Wir
müssen den Jugendlichen zeigen, dass wir hinter ihnen stehen
und ihre Bedürfnisse ernst nehmen“, meint Wolf.

Zusätzlich zur finanziellen Absicherung wird auch die
Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Herausforderungen
und Bedürfnisse queerer Jugendlicher als wichtig erachtet. Die
gesellschaftliche Akzeptanz spielt dabei eine entscheidende
Rolle. Durch Aufklärungsprogramme und
Informationsveranstaltungen in Schulen und Jugendzentren
sollen Vorurteile abgebaut und ein besseres Verständnis für die
Lebenswelt queerer Menschen geschaffen werden.



Die Bemühungen um die Akzeptanz und Unterstützung queerer
Jugendlicher sind Teil eines größeren gesellschaftlichen
Wandels. Es zeigt sich, dass immer mehr politische
Entscheidungsträger die Notwendigkeit von Veränderung
erkennen und bereit sind, sich für diese Themen einzusetzen.
Für viele Jugendliche sind solche Gespräche und Initiativen ein
Lichtblick in einer Welt, die manchmal feindlich gegenüber ihrer
Identität ist.

Ein Schritt in die richtige Richtung

In Remscheid wird nun eine Weichenstellung angestrebt, die
über die lokalen Gegebenheiten hinaus Wirkung zeigen könnte.
Die Initiative von SPD, FDP und Grünen könnte ein Beispiel für
andere Städte sein, die sich der Herausforderungen für queere
Jugendliche bewusst werden und ähnliche Schritte einleiten. Die
bevorstehenden Entscheidungen im Jugendhilfeausschuss
könnten damit nicht nur die Situation in Remscheid, sondern
auch in anderen Regionen positiv beeinflussen.

Der Dialog über die Bedürfnisse und Rechte queerer
Jugendlicher ist gerade jetzt von entscheidender Bedeutung. Es
ist eine Chance, die bereits vorhandenen Strukturen auszubauen
und eine Gesellschaft zu fördern, die Vielfalt nicht nur
anerkennt, sondern auch aktiv unterstützt. In einer Zeit, in der
das Wohlergehen junger Menschen im Mittelpunkt steht, sollte
die Unterstützung für alle Jugendlichen, unabhängig von ihrer
sexuellen Orientierung, höchste Priorität haben. Die kommenden
Wochen könnten entscheidend dafür sein, wie die Politik und die
Gesellschaft auf die Bedürfnisse von queeren Jugendlichen
reagieren. Schließlich hängt ihre Zukunft oft von den Schritten
ab, die heute unternommen werden.

Einblick in die aktuelle Situation der
queeren Jugend

Die Diskussion um die Unterstützung der queeren Jugend ist



nicht nur in Remscheid präsent, sondern ein bundesweites
Thema in Deutschland. LGBTQ+-Jugendliche sehen sich oft mit
Herausforderungen konfrontiert, die ihre physische und
psychische Gesundheit beeinträchtigen können. Eine Umfrage
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes im Jahr 2021 stellte
fest, dass 36 % der LGBTQ+-Jugendlichen in Deutschland
Diskriminierungserfahrungen im Schul- und Freizeitbereich
berichteten. Solche Erfahrungen können dazu führen, dass diese
Jugendlichen sich isoliert und unverstanden fühlen. 

Um dieser Realität entgegenzuwirken, setzen sich viele
Kommunen für entsprechende Maßnahmen ein. In Remscheid
zeigt die Gestaltungsmehrheit aus SPD, FDP und Grünen, dass
sie die Bedürfnisse dieser Jugendlichen ernst nimmt und
verbindliche Zusagen fordern. Diese Initiative zielt nicht nur
darauf ab, kurzfristige Projekte zu fördern, sondern auch
nachhaltige und langfristige Unterstützung zu gewährleisten.

Langfristige Finanzierung von Angeboten
für queere Jugend

Eine langfristige Finanzierung ist essenziell, um die Kontinuität
der Angebote für queere Jugendliche sicherzustellen. Derzeit
finanziert die Stadt Remscheid die relevanten Programme aus
Projektmitteln des Präventionsbudgets, was ihre Langfristigkeit
gefährdet. Ein Beispiel für erfolgreiche Projekte, die aus solchen
Mitteln entstanden sind, sind die Jugendzentren „Die Welle“ und
„Kraftstation“, die verschiedene Veranstaltungen und Aktionen
für LGBTQ+-Jugendliche anbieten. 

Um solche Angebote auch in Zukunft aufrechterhalten zu
können, ist eine Eintragung dieser Initiativen in den
Jugendförderplan von großer Bedeutung. Die Fraktionen in
Remscheid fordern daher nicht nur eine politische
Willenserklärung, sondern auch eine strukturierte und
verlässliche Finanzierung, die es ermöglicht, dass diese
Angebote dauerhaft bestehen können.



Politische und gesellschaftliche
Hintergründe

Die Forderung nach mehr Angeboten für die queere Jugend ist
Teil eines größeren gesellschaftlichen Wandels in Deutschland,
der seit den letzten Jahrzehnten an Dynamik gewonnen hat.
Während die Gleichstellung von LGBTQ+-Personen rechtlich
immer mehr Anerkennung findet, wie die legale Eheöffnung im
Jahr 2017 zeigt, existieren nach wie vor immense soziale
Herausforderungen. 

Politisch gesehen haben viele Städte und Kommunen, darunter
auch Remscheid, Programme zur Förderung der Akzeptanz und
Integration von LGBTQ+-Personen ins Leben gerufen. Diese
Initiativen reflektieren den zunehmenden gesellschaftlichen
Druck, Diskriminierung aktiv zu bekämpfen und eine inklusive
Umgebung zu schaffen, in der sich alle Jugendlichen sicher und
akzeptiert fühlen. Die anstehenden Maßnahmen in Remscheid
sind somit ein weiterer Schritt in Richtung einer offeneren und
gleichberechtigteren Gesellschaft. 

Wachsende Unterstützung und Sichtbarkeit

In den letzten Jahren hat sich auch die Sichtbarkeit und
Unterstützung für queere Jugendliche in verschiedenen Formen
erhöht. Diverse Aktionen und Veranstaltungen, wie der
Christopher Street Day, tragen dazu bei, das Bewusstsein für die
Belange dieser Gemeinschaft in der breiten Öffentlichkeit zu
schärfen. Engagierte Jugendzentren und Verbände arbeiten
daran, mehr Räume zu schaffen, in denen sich queere
Jugendliche begegnen und ihre Erfahrungen austauschen
können.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Forderungen
der Remscheider Gestaltungsmöglichkeiten für die queere
Jugend nicht nur einen lokalen, sondern auch einen
überregionalen Kontext ansprechen, der die Rechte und die



gesellschaftliche Akzeptanz von LGBTQ+-Personen weiter
vorantreibt.
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